
Satzung zur 1. Änderung der 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen und weiteren Entgelten 

für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege in der Stadt Meerane 
(Elternbeitragssatzung) 

Auf der Grundlage des § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. März 2018 (SächsGVBI. S. 62), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBI. 
S. 285) geändert worden ist, und das Gesetz über Kindertagesbetreuung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Mai 2009 (SächsGVBI. S. 225), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
27. Juni 2025 (SächsGVBI. S. 285) geändert worden ist, hat der Stadtrat der Stadt Meerane am 11.11.2025 
nachfolgende 1. Änderung der Elternbeitragssatzung der Stadt Meerane beschlossen: 

Die Elternbeitragssatzung der Stadt Meerane vom 28.06.2023 wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 
Änderungen 

§ 1 Höhe der Elternbeiträge 

Kinderkrippe 
Betreuung an 5 Tagen in der Woche 

gemeinsam erziehend allein erziehend 

bis 9 h bis 6 h bis 4,5 h bis 9 h bis 6 h bis 4,5 h 

1. Kind 197,10 € 131,40 € 98,55 € 177,39 € 118,26 € 88,70 € 
2. Kind 118,26 € 78,84 € 59,13 € 106,43 € 70,96 € 53,22 € 
3. Kind 39,42 € 26,28 € 19,71 € 35,48 € 23,65 € 17,74 € 

Betreuung an 6 Tagen in der Woche 

gemeinsam erziehend allein erziehend 

bis 9 h bis 6 h bis 4,5 h bis 9 h bis 6 h bis 4,5 h 

1. Kind 236,52 € 157,68 € 118,26 € 212,87 € 141,91 € 106,43 € 
2. Kind 141,91 € 94,61 € 70,96 € 127,72 € 85,15 € 63,86 € 
3. Kind 47,30 € 31,54 € 23,65 € 42,57 € 28,38 € 21,29 € 

Die Beiträge für den Kindergarten, den Hort und für die Gastkindbetreuung bleiben unverändert. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Die 1. Änderung der Elternbeitragssatzung der Stadt Meerane tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
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Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO 

Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen. 

Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 

der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach§ 52 Absatz 2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter 

Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nummer 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, 
wenn bei der Bekanntmachung der Satzung auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen worden ist. 

Seite 2 von 2 


